
werden. Das Landratsamt Hildburghausen hat mit-
geteilt, dass die Ehrenamtlichen eine Ehrenamts-
pauschale vom Landkreis erhalten. Die Kräfte, die
Mitglied in einer der betreibbaren Organisationen
sind, erhalten von dort die Ehrenamtspauschale
ausgezahlt. Die der Landesregierung bereitgestell-
ten Übersichten zu den Tests an Schnelltestzentren
und den Verantwortlichen zum Betrieb der Testzen-
tren kann ich gern schriftlich zur Verfügung stellen. 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Gibt es eine Nachfra-
ge? Frau Abgeordnete Hoffmann.

Abgeordnete Hoffmann, AfD:
Eine Nachfrage: Wie bewertet die Landesregierung
die Resonanz auf die Testzentren?

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Die Resonanz ist sehr unterschiedlich. Je nach-
dem, ob Tests für verschiedene Unternehmungen
usw. genutzt werden, gibt es natürlich ein höheres
Interesse. Aber wir nehmen auch wahr, dass das
regional unterschiedlich ist. Das hängt sicherlich
von den jeweiligen Gegebenheiten vor Ort ab.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Gibt es eine weitere Nachfrage? Gut.
Kommen wir zur nächsten Mündlichen Anfrage,
Frau Abgeordnete Henfling, Fraktion Bündnis
90/Die Grünen, mit der Drucksache 7/2985.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Vielen Dank.

Auszahlung des Kinderbonus im Jahr 2020 in Thü-
ringen

Als pandemiebedingte Unterstützung für Eltern wur-
de im Jahr 2020 der Kinderbonus geschaffen, der
unmittelbar den Kindern zugutekommen sollte. Der
Kinderbonus folgt grundsätzlich der Systematik des
Kindergeldes und ist eine steuerliche Ausgleichs-
zahlung. Sind die Eltern getrennt lebend, bekommt
derjenige den Kinderbonus in voller Höhe ausge-
zahlt, bei dem das Kind wohnt. Wenn der andere
Elternteil seiner Verantwortung gegenüber seinem
Kind gerecht wird, dürfte er maximal die Hälfte des
Kinderbonus von seiner Unterhaltszahlung in den
beiden Auszahlungsmonaten abziehen, also
100 Euro im September und 50 Euro im Oktober.

Seine Verantwortung bedeutet hier, dass er den
vollen Mindestunterhalt oder mehr zahlt oder sich
die Eltern die Betreuung ungefähr zur Hälfte teilen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist der Landesregierung bekannt, dass zahlende
Elternteile ihren zu zahlenden Unterhalt um oben
angegebene Beträge gekürzt haben, ohne dass sie
die Voraussetzungen dafür erfüllt haben bzw. ihrer
gesetzlichen Verantwortung den Kindern gegen-
über gerecht geworden sind?

2. Ist der Landesregierung bekannt, ob es Be-
schwerden über Unregelmäßigkeiten der Unter-
haltszahlung an die betreuenden Elternteile über
Jugendämtern der Landkreise gab und wie mit de-
nen verfahren worden ist?

3. Wie bewertet die Landesregierung diese Rege-
lung, dass der zahlende Elternteil unter oben ge-
nannten Bedingungen den Unterhalt kürzen darf
und somit der Kinderbonus nicht den Kindern zugu-
tekommt, sondern dem zahlenden Elternteil?

Vielen Dank.

Vizepräsident Worm:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie, Frau Ministerin Werner.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Danke sehr, sehr geehrter Herr Präsident. Sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, namens der
Landesregierung beantworte ich die Mündliche An-
frage wie folgt.

Zu Frage 1: Ob zahlende unterhaltspflichtige Eltern-
teile im Einzelfall den zu zahlenden Unterhalt ge-
kürzt haben, ist der Landesregierung nicht bekannt.

Zu Frage 2: Beschwerden über Unregelmäßigkei-
ten bei der Unterhaltszahlung an betreuende El-
ternteile sind der Landesregierung ebenfalls nicht
bekannt.

Zu Frage 3: Der Kinderbonus 2020 und seine Neu-
auflage 2021 durch die Bundesregierung sind sinn-
voll, um die immensen Belastungen für Familien mit
mittleren und insbesondere mit niedrigem Einkom-
men abzufedern. Sie ist auch sinnvoll als gesamt-
wirtschaftlicher Impuls zur Belebung der Nachfrage
und hätte nach unserem Dafürhalten durchaus grö-
ßer ausfallen dürfen und müssen, aber das sei hier
nur am Rande gesagt. Es muss aber sichergestellt
werden, dass die Bonuszahlung auch wirklich bei
den Kindern selbst ankommt. Bei getrennt leben-
den Eltern, die sich nachweislich gemeinsam um ih-
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re Kinder kümmern, ist dies sicherlich gewährleis-
tet. Sollten sich die uns bekannten Befürchtungen,
insbesondere von Alleinerziehenden, bewahrheiten,
dass Unterhaltspflichtige systematisch die Weiter-
gabe des halben Bonus an das Kind bzw. an den
Lebensmittelpunkt des Kindes verhindern, wäre
Nachbesserungsbedarf angebracht.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Es gibt eine Nachfrage.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Vielen Dank. Frau Ministerin, wenn Sie sagen, es
ist Ihnen nicht bekannt, ist halt die Frage: Wie er-
mittelt man denn genau diese Problemlage? Uns
liegen Fälle vor, in denen sich insbesondere allein-
erziehende Mütter an uns gewandt haben, wo die
Väter das ganz explizit gekürzt haben, obwohl sie
nicht die Hälfte der Verantwortung für ihre Kinder
übernehmen. Das ist für viele ein großer Betrag,
von dem wir da sprechen. Die Frage ist: Wie kom-
men wir denn da in eine Kontrollfunktion, gibt es da
Absprachen mit den Jugendämtern, wie genau ma-
chen wir das? Sie haben es ja gerade als Proble-
matik angesprochen.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Das habe ich verstanden. Wie gesagt, bei uns sind
leider da noch keine Hinweise angekommen, weder
von Jugendämtern noch von konkret Betroffenen.
Ich denke, wenn uns hier entsprechende Anfragen
erreichen, können wir auch tätig werden und mit
den Jugendämtern versuchen, da eine Lösung zu
finden.

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Weitere Nachfragen kann ich nicht er-
kennen. Wir kommen somit zur nächsten Mündli-
chen Anfrage, die durch Frau Abgeordnete Müller,
Fraktion Die Linke, in der Drucksache 7/2990 ge-
stellt wird.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Vielen Dank.

Die Stadt Kaltennordheim wechselte auf freiwilliger
Grundlage und im Rahmen eines Landesgesetzes
zum 1. Januar 2019 vom Wartburgkreis in den
Landkreis Schmalkalden-Meiningen.

Der Landrat des Wartburgkreises wollte den Kreis-
wechsel der Stadt stets verhindern. Er unterlag je-

doch mit seiner Auffassung auch abschließend vor
dem Landesverfassungsgericht. In der Lokalausga-
be Bad Salzungen von „Freies Wort“ und „Südthü-
ringer Zeitung“ am 12. Januar 2021 wurde berich-
tet, dass der Landrat des Wartburgkreises die
Drehleiter der Stützpunktfeuerwehr in Kaltennord-
heim abziehen wolle. Offensichtlich erfolgte diese
Ankündigung als Trotzreaktion. Am 13. März 2021
berichtete „Freies Wort“, dass die Drehleiter nach
Dermbach gehe. Der Wartburgkreis ist Träger des
überörtlichen Brandschutzes und der überörtlichen
Allgemeinen Hilfe nach dem Thüringer Brand- und
Katastrophenschutzgesetz (ThürBKG). Hierzu hat
er entsprechende Planungen unter anderem für
Stützpunktfeuerwehren aufzustellen und hiernach
die entsprechende Technik vorzuhalten. Der Land-
tag kontrolliert den Vollzug des Gesetzes.

Ich frage die Landesregierung:

1. Inwieweit ist die Stadt Kaltennordheim derzeit
gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 Thüringer Brand- und Ka-
tastrophenschutzgesetz als Standort für eine Stütz-
punktfeuerwehr mit welchem Territorium und wel-
cher technischen Ausrüstung ausgewiesen?

2. Liegen im Fall der Stützpunktfeuerwehr Kaltenn-
ordheim gegenwärtig die Voraussetzungen dafür
vor, dass auf der Grundlage des Thüringer Brand-
und Katastrophenschutzgesetzes ein Landkreis die
ihm obliegenden Aufgaben des Thüringer Brand-
und Katastrophenschutzgesetzes auch außerhalb
des eigenen Territoriums wahrnehmen kann?

3. Kann der Landrat des Wartburgkreises bzw. der
Kreistag im vorliegenden Fall einseitig die Drehlei-
ter vom Stützpunkt in Kaltennordheim abziehen
oder liegt eine Pflicht vor, die Aufgabenerfüllung
nach dem Thüringer Brand- und Katastrophen-
schutzgesetz in der betroffenen Region durch den
Landkreis Schmalkalden-Meiningen sicherzustel-
len?

4. Welche Rechtsfolgen würden eintreten, sollte ein
Ereignis zum Einsatz einer Drehleiter eintreten, je-
doch keine Drehleiter verfügbar sein?

Vizepräsident Worm:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Frau Staatssekretärin
Schenk.

Schenk, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Damen und Herren, die Mündliche
Anfrage der Abgeordneten Müller beantworte ich
für die Landesregierung wie folgt.

Zu Frage 1: Die Stadt Kaltennordheim verfügt nicht
mehr über den Status einer Stützpunktfeuerwehr.
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